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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Termins für die Vorlage 
des Entwurfs des Rentenanpassungsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durch das bisherige Verfahren bei der Vorlage des Entwurfs 
des Rentenanpassungsgesetzes konnte nicht sichergestellt wer- 
den, daß die angepaßten Renten gleichzeitig mit dem Anpas- 
sungstermin ausgezahlt wurden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, den Entwurf eines Ren- 
tenanpassungsgesetzes nunmehr jeweils bis zum 31. März den 
gesetzgebenden Körperschaften zuzuleiten. Dadurch wird eine 
so rechtzeitige Verabschiedung des Gesetzes ermöglicht, daß 
die angepaßten Renten gleichzeitig mit dem Anpassungstermin 
ausgezahlt werden können. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht belastet. 
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Bonn, den 19. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Termins für die Vorlage des Entwurfs des 
Rentenanpassungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans He^er, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Termins für die Vorlage des Entwurfs des 
Rentenanpassungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

§ 1273 erhält folgende Fassung: 

„§ 1273 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kör- 
perschaften alljährlich bis zum 31. März einen Ren- 
tenanpassungsbericht, insbesondere über die voraus- 
sichtliche Finanzlage der Rentenversicherung der 
Arbeiter für die künftigen 15 Kalenderjahre, und 
das Gutachten des Sozialbeirats vorzulegen sowie 
Vorschläge für die nach § 1272 zu treffenden Maß- 
nahmen zu machen." 


§ 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

§ 50 erhält folgende Fassung: 

„§ 50 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kör- 
perschaften alljährlich bis zum 31. März einen Ren- 
tenanpassungsbericht, insbesondere über die vor- 
aussichtliche Finanzlage der Rentenversicherung der 
Angestellten für die künftigen 15 Kalenderjahre, und 
das Gutachten des Sozialbeirats vorzulegen sowie 
Vorschläge für die nach § 49 zu treffenden Maß- 
nahmen zu machen." 


§ 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Anläßlich der Verabschiedung des Dritten Renten- 
versicherungs-Änderungsgesetzes hat der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung ersucht, bis zum 
31. März 1970 den Entwurf eines Gesetzes vorzu- 
legen, das den Zeitpunkt für die Erstattung des 
Sozialberichts und für den Vorschlag der Bundes- 
regierung zur Anpassung der Renten der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen und der gesetzlichen 
Unfallversicherung so ändert, daß die durch die An- 
passung erhöhten Renten mit dem Anpassungster- 
min (jeweils 1. Januar des folgenden Jahres) ausge- 
zahlt werden können. Der vorliegende Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Termins für die Vorlage 
des Entwurfs des Rentenanpassungsgesetzes trägt 
diesem Ersuchen Rechnung. Er stellt für die Zukunft 
sicher, daß der jeweilige Entwurf des Rentenanpas- 
sungsgesetzes so rechtzeitig von der Bundesregie- 
rung den gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt 
werden muß, daß die Verabschiedung des Renten- 
anpassungsgesetzes vor der Sommerpause durch den 
Deutschen Bundestag sichergestellt ist. Im übrigen 
wird an der Anpassung der Renten auf Grund eines 
Gesetzes festgehalten. 


B. Besonderer Teil 

1. Zu §§ 1 und 2 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 1273 RVO und 
des § 50 AVG sieht vor, daß die Bundesregierung 
den Entwurf des Rentenanpassungsgesetzes alljähr- 
lich spätestens bis zum 31. März vorzulegen hat. 
Nur eine so rechtzeitige Vorlage des Entwurfs stellt 
sicher, daß er noch vor der Sommerpause von den 
gesetzgebenden Körperschaften verabschiedet wer- 
den kann. Dies ist notwendig, damit die angepaßten 
Renten gleichzeitig mit dem Anpassungstermin aus- 
gezahlt werden können, weil mit den hierfür not- 
wendigen technischen Vorbereitungen schon Mitte 
des Jahres begonnen werden muß. 

Zusammen mit dem Entwurf des Rentenanpassungs- 
gesetzes hat die Bundesregierung nach der vorge- 
schlagenen Neufassung des § 1273 RVO und des § 50 
AVG einen besonderen Rentenanpassungsbericht 
insbesondere über die voraussichtliche Entwicklung 
der Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherun- 


gen für die künftigen 15 Kalenderjahre vorzulegen. 
Dadurch wird die Verbindung zu den durch das 
Dritte Rentenversicherungs-Änderungsgesetz neuge- 
faßten Vorschriften des § 1383 RVO, des § 110 AVG 
und des § 129 RKG hergestellt, nach welchen die 
Bundesregierung Vorausberechnungen über die vor- 
aussichtliche finanzielle Entv/icklung der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, die im Zusammenhang 
mit dem Vorschlag der Bundesregierung für die je- 
weilige Rentenanpassung von besonderer Bedeutung 
sind, gleichzeitig mit dem Bericht nach § 1273 RVO 
und § 50 AVG vorzulegen hat. 

Auch die bisherige Regelung des § 1273 RVO und 
des § 50 AVG sieht neben der Vorlage des Entwurfs 
des Rentenanpassungsgesetzes die Vorlage eines 
Berichts der Bundesregierung vor. An dem bisheri- 
gen Berichtsinhalt, der neben der Finanzlage der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen auch die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
Produktivität sowie die Veränderungen des Volks- 
einkommens je Erwerbstätigen in dem voraufgegan- 
genen Kalenderjahr zu berücksichtigen hat, braucht 
jedoch nicht festgehalten zu werden. Die Vorausbe- 
rechnungen über die Entwicklung der Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherungen für die künftigen 
15 Kalenderjahre berücksichtigen in umfassender 
Weise die Rentenanpassungen unter abgestimmten 
wirtschaftlichen und finanziellen Gesichtspunkten. 

Die Neufassung des § 1273 RVO und des § 50 AVG 
sieht im übrigen wie bisher die Vorlage des Anpas- 
sungsgutachtens des Sozialbeirats durch die Bundes- 
regierung vor. Da der Sozialbeirat die Vorausberech- 
nungen über die Entwicklung der Finanzlage der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen für die künftigen 
15 Kalenderjahre gemäß § 1383 RVO, § 110 AVG 
und 129 RKG ebenfalls zu begutachten hat, wird 
künftig das Anpassungsgutachten des Sozialbeirats 
zusammen mit dem Gutachten zu den Vorausberech- 
nungen als einheitliches Gutachten erstattet und 
vorgelegt werden. Hierdurch wird ebenfalls die Ver- 
knüpfung der Rentenanpassungen mit den Voraus- 
berechnungen über die voraussichtliche finanzielle 
Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherungen 
deutlich. 

2. Zu §§ 3 und 4 

Die Vorschrift des § 3 enthält die Berlin-Klausel, die 
Vorschrift des § 4 regelt das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:"' 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß mit Zustimmung des Bundesrates ergangene 
Vorschriften ausdrücklich geändert werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. 
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